
Beschluss:  
 
Der Stadtrat beschließt einstimmig, der Empfehlung der Kommunalen Spitzenverbände folgend 
dem vorliegenden Kompromissvorschlag zur Höhe der Fallkostenpauschale zuzustimmen. Die 
Zustimmung erfolgt unter der Voraussetzung, dass die in Aussicht gestellte Verkürzung der 
Inobhutnahme- und Clearingphase von 3 auf 2 Monate rechtsverbindlich geregelt wird. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, nach einem Jahr eine Berichterstattung/Evaluierung im Haupt-
und Finanzausschuss zu geben. 
 


